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An die untere Denkmalschutzbehörde  Bearbeitungsvermerk


   3.  Baugrundstück


   2.  Bauherr/in


1.


 Antragsteller/in ist Eigentümer/in des Baugrundstückes/Baudenkmals


Name Vorname


Telefon (mit Vorwahl) Fax (mit Vorwahl) e-Mail


Straße, Hausnummer PLZ Ort


Vertreter/in der Bauherren/in, Name


e-MailFax (mit Vorwahl)Telefon (mit Vorwahl)


ja      seit wann: nein Erbbaupacht


OrtPLZStraße, Hausnummer


Bezeichnung des Denkmals/Denkmalbereichs Straße, Hausnummer


PLZ Stadt/Gemeinde/Verbandsgemeinde Landkreis


Ortsteil Gemarkung Flur-Nr. Flurstück


   5.   Eine Beeinträchtigung der konstitutiven Merkmale des Denkmalbereichs ist ausgeschlossen, weil ...


   6.  Unterschrift


Bauherr/in Ort, Datum


Antrag auf Erteilung einer Genehmigung gem. § 14 Abs. 1 und 4 Denkmalschutzgesetz 
des Landes Sachsen-Anhalt (DSchG LSA) für qualifizierte Denkmalbereiche


   4.   Bezeichnung und Beschreibung der Maßnahme (detaillierte Beschreibung bitte als Anlage beifügen)


304-57701-11/2018 LVwA LSA Denkmalschutz/UNESCO-Weltkulturerbe
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Ausfüllhinweise 
zum Antrag auf Erteilung einer denkmalrechtlichen Genehmigung 
gemäß § 14 Abs. 1 bis 4 Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt 


(DenkmSchG LSA) i. V. m. 
Denkmalantragsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt (DenkmAVO LSA) 


 


 
Kulturdenkmale sind die materiellen Zeugen unserer Vergangenheit. Sie sind aufgrund ihres hohen Zeugnis-
wertes heute und in Zukunft identitätsstiftend. Ihre Erhaltung liegt im besonderen öffentlichen Interesse. 


Alle Maßnahmen an Kulturdenkmalen sind denkmalrechtlich genehmigungspflichtig.  


Anträge auf Erteilung einer denkmalrechtlichen Genehmigung sind grundsätzlich an die jeweils örtlich 
zuständige untere Denkmalschutzbehörde zu richten. Dies gilt nicht für Vorhaben, die zum Abbruch oder 
zur Zerstörung eines Kulturdenkmals führen. Ferner ausgenommen sind baugenehmigungspflichtige 
Vorhaben. Für sie gelten die Vorschriften über das Baugenehmigungsverfahren.  


Vorhaben zum Abbruch oder zur Zerstörung von Kulturdenkmalen sind grundsätzlich gesondert bei der 
oberen Denkmalschutzbehörde, dem Landesverwaltungsamt, zu beantragen.  


Umfang, Inhalt und Form eines Antrages auf Erteilung einer denkmalrechtlichen Genehmigung sind in der 
Denkmalantragsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt (DenkmAVO LSA) geregelt. Danach ist eine 
denkmalrechtliche Genehmigung unter Verwendung amtlicher Formulare schriftlich zu beantragen. Diese 
sind beim Landesverwaltungsamt im Internet abrufbar (interaktiv oder als Druckversion). 


Für einen regulären Antrag auf denkmalrechtliche Genehmigung sind folgende Formulare bei der jeweils 
zuständigen Denkmalschutzbehörde einzureichen: 


Hauptformular  bei allen Maßnahmen an Kulturdenkmalen 


Anlage 1  bei allen Baumaßnahmen (i. d. R. nicht erforderlich bei Abbruch oder 
Zerstörung eines Kulturdenkmals) 


Anlage 2  zusätzlich bei allen Baumaßnahmen, die zu einer erheblichen 
Beeinträchtigung der Denkmalqualität führen (Eingriff)  


 immer bei Abbruch oder Zerstörung eines Kulturdenkmals (Eingriff) 


Für Baumaßnahmen innerhalb eines qualifizierten und veröffentlichten Denkmalbereiches, die nicht 
an einem Baudenkmal stattfinden und die zu keiner Beeinträchtigung des Denkmalwertes führen, ist ein 
vereinfachtes Verfahren zulässig (siehe Seite 6 der Ausfüllhinweise). 


Dem Antrag auf denkmalrechtliche Genehmigung sind alle für seine Bearbeitung erforderlichen 
Unterlagen beizufügen. Art und Umfang der dem Antrag beizufügenden Unterlagen ergeben sich aus den 
jeweiligen Formularvordrucken.  


Vollständige und prüffähige Antragsunterlagen sowie die wahrheitsgemäßen Auskünfte durch den/die 
Antragsteller/-in sind Grundlage der Prüfung eines denkmalrechtlichen Antrags und Voraussetzung für die 
Durchführung des Genehmigungsverfahrens und für den Beginn der Bearbeitungsfrist bei der zuständigen 
Denkmalschutzbehörde (2-Monats-Frist).  


Die zuständige Denkmalschutzbehörde kann die Vorlage weiterer Unterlagen verlangen. 


Für die Durchführung des denkmalrechtlichen Genehmigungsverfahrens werden keine Kosten erhoben. 


Der/die Antragsteller/-in ist dafür verantwortlich, dass die von ihm/ihr veranlassten Maßnahmen dem 
Denkmalrecht entsprechen. 


Bei der Klärung und Abstimmung über einen möglichst denkmalverträglichen Umgang mit einem 
Kulturdenkmal sowie bei Fragen zum Antrag auf Erteilung einer denkmalrechtlichen Genehmigung 
beraten die zuständigen Denkmalschutzbehörden sowie das Landesamt für Denkmalpflege und 
Archäologie Sachsen-Anhalt (Denkmalfachamt) gern ausführlich und kompetent. 
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Antrag auf Erteilung einer Genehmigung gemäß § 14 Abs. 1-3 DenkmSchG LSA 


 


- Hauptformular - 


 


 
Das Hauptformular ist bei allen Maßnahmen an Kulturdenkmalen einzureichen.  
 
Es beinhaltet die notwendigen allgemeinen Angaben (Nr. 1 bis 9) zu 
 


 Bauherr/-in (Veranlasser/-in der Maßnahmen am Kulturdenkmal) 


 Eigentumsverhältnissen 


 Entwurfsverfasser/-in 


 Baugrundstück/-e 


 Allgemeine Maßnahmebeschreibung/-en 


 sonstigen Angaben 


 Vollmacht/-en 


 Hinweise erforderliche Anlagen 


 rechtsverbindliche Unterschrift/-en 


Wenn zutreffend sind neben der rechtsverbindlichen Unterschrift des Bauherrn/der Bauherrin auch jene von 


Miteigentümern des Kulturdenkmals sowie des Entwurfsverfassers der Baumaßnahme zu leisten. Bei 
juristischen Personen des Privatrechts (z. B. GmbH) ist der Antrag durch den/die Geschäftsführer/-in oder 
durch eine mit handelsrechtlicher Vollmacht (Prokura) ausgestatten Person zu unterzeichnen. 
 
 


 
Anlage 1  


 
- Bauvorhaben - 


 


 


Die Anlage 1 ist dem Hauptformular bei allen Baumaßnahmen beizufügen (im Regelfall nicht erforderlich 
bei Abbruch oder bei Zerstörung eines Kulturdenkmals).  
 
Sie beinhaltet die notwendigen allgemeinen Angaben (Nr. 1 bis 7) zu 


 Baugrundstück/-e (Nr. 1, Übertrag aus Nr. 4 des Hauptformulars) 


 Allgemeine Maßnahmebeschreibung (Nr. 1, Übertrag aus Nr. 5 des Hauptformulars) 


 detaillierte Maßnahmebeschreibung und -begründung (Nr. 1 - formlos, als Anlage beizufügen)  


 Art und Umfang der beabsichtigten Einzelmaßnahmen (lt. Nr. 2 bis 7)                                                                                          
 
Alle an einem Kulturdenkmal geplanten Baumaßnahmen sind detailliert zu benennen und darzustellen 
und möglichst konkret zu beschreiben.  


Abhängig vom jeweiligen Umfang der beantragten Baumaßnahmen sind der zuständigen Denkmalschutz-
behörde weitere Unterlagen vorzulegen bzw. ergänzende Angaben zu machen. Das Feld „Zusätzliche 
Unterlagen und Angaben“ enthält hierzu wichtige Hinweise für die jeweils zur gewählten Maßnahme 
notwendig einzureichenden bzw. ergänzenden Unterlagen und Begründungen. 


Im freien Textfeld „Bemerkungen“ können der zuständigen Denkmalschutzbehörde weitere zusätzliche 
Hinweise und Informationen gegeben werden (z. B. „siehe Anlage“, „wird nachgereicht“ o. ä.) 
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Anlage 2 


 
- Eingriffe - 


(auch Abbruchvorhaben/Zerstörungen) 


 


 
Häufig stellen Maßnahmen eine Veränderung in der Substanz oder der Nutzung von Kulturdenkmalen dar, 
die mit einer erheblichen Beeinträchtigung der Denkmalqualität einhergehen oder zur Zerstörung eines 
Kulturdenkmals führen, z. B. bei Abbruch oder auch Translozierung eines denkmalgeschützten Gebäudes.  
 
Sie stellen Eingriffe dar, für die eine denkmalrechtliche Genehmigung nur unter ganz bestimmten Voraus-
setzungen erteilt werden darf und deren Beantragung nach dem Denkmalschutzgesetz des Landes 
Sachsen-Anhalt einer besonderen Begründung bedürfen. 
 
Die Anlage 2 ist zusätzlich bei allen Baumaßnahmen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung der 
Denkmalqualität führen und in allen Fällen der Zerstörung eines Kulturdenkmals dem Hauptformular 
beizufügen.  
 
Sie beinhaltet die notwendigen allgemeinen Angaben (Nr. 1 bis 7) zu 


 Baugrundstück/-e (Nr. 1, Übertrag aus Nr. 4 des Hauptformulars) 


 Allgemeine Maßnahmebeschreibung/-en (Nr. 1, Übertrag aus Nr. 5 des Hauptformulars) 


 Gesamtinvestitionsvolumen (Nr. 1 - siehe Erläuterungen)  


 Notwendigkeit von Bodeneingriffen (Nr. 1 - siehe Erläuterungen) 


 Antragsbegründung gemäß § 10 Abs. 2 DenkmSchG LSA (Nr. 2 - siehe Erläuterungen) 


 Wirtschaftlichkeitsberechnung (Nr. 3 bis 7 - siehe Erläuterungen) 


 beigefügte Nachweise (Nr. 7 - siehe Erläuterungen) 


 
Erläuterungen: 
 
 zu Nr. 1:  
Die zuständige Denkmalschutzbehörde kann auf Grundlage von § 14 Abs. 9 DenkmSchG LSA verlangen, 
dass der Eigentümer oder der Veranlasser von Veränderungen und Maßnahmen an Kulturdenkmalen diese 
dokumentiert, wobei Art und Umfang der Dokumentation im Rahmen von Auflagen festzulegen sind. Bei der 
pflichtgemäßen Prüfung der Zumutbarkeit von Dokumentationskosten durch die zuständige Denkmal-
schutzbehörde ist das Gesamtinvestitionsvolumen (Gesamtinvestitionskosten) dabei von entscheidender 
Bedeutung. Regelmäßig gelten bis zu 15 vom Hundert für Dokumentationsmaßnahmen am Kulturdenkmal 
gemessen am Gesamtinvestitionsvolumen als zumutbar. 
 
Zu den Gesamtinvestitionskosten zählen (keine abschließende Aufzählung): 
 
o Vorplanungs-, Planungs- und Verwaltungskosten 
o Kosten für die geplanten Maßnahmen (mit allen Gewerken, auch Abbruch-, Entsorgungs- und 


Deponiekosten, ggf. Neubaukosten, Kosten für Brandschutz) inklusive Kostenfortschreibungen 
o Kosten und Gebühren, die die durch Auflagen im Zuge des Genehmigungsverfahrens entstehen (z. B. 


Auflagen aus naturschutz-, wasserschutz- oder denkmalrechtlichen Festlegungen, Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen, Altlastenbeseitigung, landschaftspflegerische Begleitplanung) 


o Finanzierungs- und Grunderwerbskosten 
o bei Abbruchmaßnahmen: ggf. anzunehmende Wertsteigerung des Grundstücks nach Abriss 
 
Im Zuge der Realisierung von Maßnahmen an Kulturdenkmalen sind mit diesen ggf. auch Bodeneingriffe, 
z. B. der Aushub eines Gebäudekellers, erforderlich. Wenn zutreffend, sind der genaue Eingriffsbereich und 
die Ausdehnung dieser Eingriffe (Länge, Breite, Tiefe) gesondert darzustellen. In den Fällen, in denen 
vorhandene Keller erhalten bleiben oder der Abbruch eines Kulturdenkmals nur bis zur Oberkante des 
Geländes erfolgen soll, ist dies entsprechend zu kennzeichnen. 
 
Soweit mit den notwendigen Bodeneingriffen in archäologische Kulturdenkmale eingegriffen wird, gilt § 14 
Abs. 9 DenkmSchG LSA (s. o.) entsprechend.  
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 zu Nr. 2:  
Der Eingriff in ein Kulturdenkmal (erhebliche Beeinträchtigung oder Zerstörung) bedarf eines besonderen 
Grundes. Die Gründe, nach denen ein beantragter Eingriff in ein Kulturdenkmal zu genehmigen ist, sind in 
§ 10 Abs. 2 DenkmSchG LSA wie folgt abschließend aufgeführt:  
 


 Der Eingriff liegt aus nachgewiesenen wissenschaftlichen Gründen im öffentlichen Interesse; 


 Ein überwiegendes öffentliches Interesse anderer Art verlangt den Eingriff; 


 Die unveränderte Erhaltung des Kulturdenkmals belastet den Verpflichteten unzumutbar. 
 


Die im Einzelfall zutreffenden Antragsgründe sind in dem jeweiligen Ankreuzfeld kenntlich zu machen und 
unter Nr. 2a bis 2c entsprechend aller gesetzlichen Anforderungen umfassend zu begründen.  
 
Sollten mehrere Antragsgründe zusammentreffen, bedürfen diese jeweils einer gesonderten Begründung. 
 
In allen Fällen ist darüber hinaus ein schriftlicher Nachweis erforderlich, dass der beantragte Eingriff in das 
Kulturdenkmal auf das notwendige Mindestmaß beschränkt ist. 
 
Die Beschränkung eines Eingriffs auf das notwendige Mindestmaß (§ 10 Abs. 2 Satz 2 DenkmSchG LSA) 
gilt für alle Veranlasser von Maßnahmen an Kulturdenkmalen und formuliert einen der wichtigsten 
Grundsätze zur Denkmalverträglichkeit. Es ist in geeigneter Form darzustellen, dass alle Möglichkeiten 
geprüft worden sind, um die durch den Eingriff beeinträchtigenden Auswirkungen auf das Kulturdenkmal so 
gering wie möglich zu halten.  
 
Zu den Möglichkeiten einer Eingriffsbeschränkung gehören (keine abschließende Aufzählung):  
 
o die Wahl anderer zweckgerichteter Planungsvarianten 
o die planerische Optimierung und Anpassung der beantragten Maßnahmen 
o die Umnutzung oder die Veräußerung des Kulturdenkmals 
 
 zu Nr. 2a:  
Die öffentlichen wissenschaftlichen Gründe (z. B. Geschichte/Kunstgeschichte, Archäologie, Bau- und 
Restaurationsforschung) und die Notwendigkeit des Eingriffs sind umfassend zu beschreiben und anhand 
aussagekräftiger Unterlagen, z. B. durch wissenschaftliche Begründungen/Gutachten, nachzuweisen. 
 
Darüber hinaus ist ein schriftlicher Nachweis erforderlich, dass der beantragte Eingriff in das Kulturdenkmal 
auf das notwendige Mindestmaß beschränkt ist (siehe Erläuterungen zu Nr. 2). 
 
 zu Nr. 2b:  
Das öffentliche Interesse anderer Art an der Durchführung der geplanten Maßnahmen ist konkret zu 
benennen und zu beschreiben.  
 
Andere öffentliche Interessen können sein (keine abschließende Aufzählung): 
 
o Belange der Raumordnung und der Landesplanung 
o Belange des Städtebaus und Wohnungswirtschaft 
o Belange der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
o Belange des Umweltschutzes, der Wasserwirtschaft oder Energieversorgung 
o Belange der Wirtschaftsstandortentwicklung 
o Belange der Gesundheitsversorgung  
o Belange des Schulwesens  
o andere kulturelle Belange 
 
Zusätzlich bedarf es einer Darstellung, aus welchen Gründen das vorgetragene öffentliche Interesse dem 
ebenfalls öffentlichen Belang Denkmalschutz überwiegt und den Eingriff verlangt. Im Regelfall sind diesen 
Unterlagen auch nachweisende Stellungnahmen anderer Behörden (z. B. Ordnungsamt, Stadt-
planungsamt, Bauaufsichtsbehörde etc.) beizufügen. 
 
Darüber hinaus ist ein schriftlicher Nachweis erforderlich, dass der beantragte Eingriff in das Kulturdenkmal 
auf das notwendige Mindestmaß beschränkt ist (siehe Erläuterungen zu Nr. 2). 
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 zu Nr. 2c:  
Die wirtschaftliche Unzumutbarkeit des unveränderten Erhalts des Kulturdenkmals ist durch den 
Verpflichteten glaubhaft zu machen (§ 10 Abs. 5 DenkmSchG LSA). Hierzu sind die unter Nr. 3 bis 5 
geforderten Angaben geeignet.  
 
Die wirtschaftliche Unzumutbarkeit kann insbesondere bestehen, wenn die Kosten der Erhaltung nicht 
durch die Erträge oder den Gebrauchswert des Kulturdenkmals aufgewogen werden oder anders 
ausgeglichen werden können. 
 
Zur Glaubhaftmachung der wirtschaftlichen Unzumutbarkeit sind der Kosten-und Ertragsaufstellung 
grundsätzlich beizufügen: 
 
o eine Schadenserfassung mit Schadenskartierung, ggf. ergänzt durch eine Bauzustandsbeschreibung, 


Gutachten oder gutachterliche Stellungnahmen  
o eine Aufstellung der maßnahmebezogenen Kosten nach Gewerken 
o ein denkmalverträgliches Gesamtkonzept zur Instandsetzung und Nutzung des Kulturdenkmals, ggf. 


in Abstimmung mit dem Denkmalfachamt 
o im Einzelfall auch ein Verkehrswertgutachten, wenn eine ersatzlose Wegnahme geplant ist und der 


Verkehrswert mit und ohne Kulturdenkmal zum Vergleich herangezogen werden muss. 
 
Die zuständige Denkmalschutzbehörde kann im Einzelfall Ausnahmen zulassen. 
 
 zu Nr. 3:  
Bei den Angaben zu den Kosten und Erträgen bei der Erhaltung des Kulturdenkmals mit Objektsanierung ist 
von einem Betrachtungszeitraum von 12 Jahren nach Abschluss der Instandsetzungsmaßnahmen 
auszugehen. Den Angaben sind dabei die mittleren Werte des 12-Jahres-Zeitraumes zugrunde zu legen.  
 
 zu Nr. 3a:  
Die Kosten einer Erhaltung mit Objektsanierung zzgl. den Baunebenkosten sind zusammenfassend 
darzustellen. Zur Glaubhaftmachung der Angaben ist eine detaillierte Zusammenstellung aller Kosten 
(Kostenaufstellung nach Gewerken) sowie das denkmalverträgliche Gesamtkonzept beizufügen, damit die 
zuständige Denkmalschutzbehörde prüfen kann, ob die Kosten angemessen sind.  
 
 zu Nr. 3b:  
Alle jährlichen Erträge aus Miet- und Pachteinnahmen oder dem Gebrauchswert (bei Eigennutzung) 
sowie alle aus dem Kulturdenkmal sonstigen erzielbaren Erträge sind zusammenfassend darzustellen. 
Die Angaben sind durch eine detaillierte Zusammenstellung aller Erträge zu ergänzen, z. B. durch Vorlage 
einer Mietkalkulation auf Basis des örtlichen Mietspiegels bzw. Übersicht der Einzelpositionen sonstiger 
Erträge.  
 
 zu Nr. 3c:  
Für die Prüfung der Zumutbarkeit bzw. Unzumutbarkeit des Erhalts mit Objektsanierung ist es erforderlich, 
Angaben zur Finanzierung zu machen. Insbesondere ist darzustellen, ob Zuwendungen aus öffentlichen 
oder privaten Mitteln und steuerliche Vorteile in Anspruch genommen werden können, denn diese sind 
auf die Gesamterhaltungskosten (Nr. 3a) anzurechnen. 
 
Es ist grundsätzlich nachzuweisen, dass sich der/die Antragsteller/-in um öffentliche Zuwendungen zur 
Denkmalerhaltung bei den zuständigen Stellen (bspw. Land, Kommune) bemüht und diese auch beantragt 
hat. Bewilligungs- oder Ablehnungsbescheide sind vorzulegen. 
 
 zu Nr. 3d:  
Zur Gegenüberstellung mit den laufenden jährlichen Erträgen (Zwischensumme Nr. 3b) sind die Angaben 
zu den laufenden jährlichen Belastungen und Kosten zwingend notwendig. Die Angaben sind durch eine 
detaillierte Zusammenstellung aller Kosten- und Belastungspositionen zu ergänzen. Die diesen Positionen 
zugrundeliegenden Berechnungen sind zu erläutern, z. B. Darstellung der Zinsberechnungsmethoden.  
 
 zu Nr. 4:  
Es gelten die Erläuterungen zu Nr. 3. gleichermaßen, allerdings sind hier die Kosten und Erträge der reinen 
Sicherung und Unterhaltung bei unveränderter Erhaltung des Kulturdenkmals darzustellen. 
 
 
 







6                                                                                                                                              Stand: November 2018  


 zu Nr. 5:  
Der Verpflichtete (i. d. R. der Eigentümer) kann sich nicht auf Belastungen berufen, die dadurch verursacht 
worden sind, dass Erhaltungsmaßnahmen dem Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt oder 
sonstigem öffentlichen Recht zuwider unterblieben sind (§ 10 Abs. 5 Satz 3 DenkmSchG LSA). Daher sind 
die Kosten, die aus einer unterlassenen Bauerhaltungsmaßnahmen resultieren, zusammenfassend 
darzustellen. Die Angaben sind durch eine detaillierte Zusammenstellung aller hier zu berücksichtigenden 
Kostenpositionen zu ergänzen. 
 
 zu Nr. 6:  
Es gelten die Erläuterungen zu Nr. 5 gleichermaßen, allerdings sind hier die ausschließlich die Folgekosten 
aus einer unterlassenen Bauunterhaltung darzustellen. Die Angaben sind durch eine detaillierte 
Zusammenstellung aller hier zu berücksichtigenden Kostenpositionen zu ergänzen. 
 
 


 


Antrag auf Erteilung einer Genehmigung gemäß § 14 Abs. 1 und 4 DenkmSchG LSA 


für qualifizierte Denkmalbereiche 
 


Für Baumaßnahmen innerhalb eines qualifizierten und veröffentlichten Denkmalbereiches, die nicht 
an einem Baudenkmal stattfinden und die zu keiner Beeinträchtigung des Denkmalwertes führen, kann um 
eine denkmalrechtliche Genehmigung im vereinfachten Verfahren nachgesucht werden (§ 4 DenkmAVO 
LSA).  
 


Hierzu ist das Antragsformular auf Erteilung einer Genehmigung gemäß § 14 Abs. 1 und 4 DenkmSchG LSA 
für qualifizierte Denkmalbereiche bei der örtlich zuständigen unteren Denkmalschutzbehörde einzureichen.  
 
Es beinhaltet die notwendigen allgemeinen Angaben (Nr. 2 bis 6) zu 
 


 Bauherr/-in (Veranlasser/-in der Baumaßnahmen) 


 Eigentumsverhältnissen 


 Baugrundstück/-e 


 Bezeichnung und Beschreibung der Maßnahme/-n 


 Begründung zum Ausschluss der Beeinträchtigung konstitutiver Merkmale des Denkmalbereiches 


 rechtsverbindliche Unterschrift/-en 
 
 
Die Prüfung des Antrags im vereinfachten Verfahren erstreckt sich allein auf die Möglichkeit einer 
Beeinträchtigung des Denkmalbereichs. Der Ausschluss einer Beeinträchtigung des Denkmalwertes ist 
anhand der konstitutiven Merkmale des Denkmalbereichs durch den/die Antragssteller/-in zu begründen. 
Der Antrag ist abzulehnen, wenn die konstitutiven Merkmale des Denkmalbereiches durch die Maßnahme 
tangiert sind oder aus anderen Gründen eine Beeinträchtigung des Denkmalwertes nicht auszuschließen 
ist. 
 
Im Falle einer Ablehnung des vereinfachten Verfahrens durch die zuständige untere Denkmalschutzbehörde 
gelten die allgemeinen Vorschriften zum notwendigen Umfang eines Antrages auf Erteilung einer 
denkmalrechtlichen Genehmigung (siehe Seite 2 bis 6 dieser Ausfüllhinweise). 
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Hinweise 


zu möglichen Dokumentationsanforderungen bei Veränderungen und Maßnahmen an 
Kulturdenkmalen 


 


 
Mit dem Vollzug eines genehmigten Eingriffs in ein Kulturdenkmal bis hin zu dessen Zerstörung oder 
Abbruch werden die denkmalgeschützte Substanz oder wesentliche Teile davon als Dokumente und 
Geschichtsquellen endgültig und unwiederbringlich beseitigt. Daher liegt es im Ermessen der zuständigen 
Denkmalschutzbehörde, Genehmigungen mit Nebenbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) zur 
Maßnahme- und/oder Bestandsdokumentation zu versehen.  
 
Mögliche Dokumentationsanforderungen können sein (keine abschließende Aufzählung): 
 
o Lagepläne, Bestandspläne, Grundrisse und Ansichten 


o Schnitte, die baugeschichtlich relevante Bereiche vom Keller bis ins Dachwerk erfassen 


o Detailzeichnungen (z. B. von Holzverbindungen und Profilen) mit Angabe der Einzelmaße 


o Fotodokumentation innen und außen durch Schwarz-Weiß-Fotos auf säurefreiem Papier, auch 


Ausstattungsteile und Details (z. B. Türen mit Originalbeschlägen, Holzvertäfelungen, ggf. bauzeitliche 


Fenster, konstruktive Einzelheiten, Gesimsprofile u. ä Eintragung der Aufnahmestandorte im Grundriss, 


Gesamtaufnahmen der Raumeindrücke, 


o Baubeschreibung, bei hoher Befunddichte auch Anfertigung eines Raumbuches 


o Restauratorische Untersuchungen (bei Verdacht auf bedeutende Befunde in höherwertigen Denkmalen), 


o Dendrochronologische Untersuchung 


o Dokumentation der Bauschäden 


 


Eine Dokumentation ist i. d. R. keine Voraussetzung für die Durchführung des Genehmigungsverfahrens bei 
der zuständigen Denkmalschutzbehörde. Im Antragsverfahren erstellte Unterlagen können jedoch bei 
Eignung für die Dokumentation (nach Erteilung einer denkmalrechtlichen Genehmigung) verwendet werden.  
 
Die Veranlasser von Veränderungen und von Maßnahmen können im Rahmen des Zumutbaren zur 
Übernahme der Dokumentationskosten verpflichtet werden (siehe Erläuterungen zu Anlage 2 - Nr. 1)  
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Nützliche Links und Informationen 


 


 
https://lvwa.sachsen-anhalt.de/das-lvwa/kultur-denkmalschutz/denkmalschutz-unesco-
weltkulturerbe/ 
 


 Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (DenkmSchG LSA) 


 Denkmalantragsverordnung Sachsen-Anhalt (DenkmAVO) 


 Bescheinigungsrichtlinie zur Anwendung der §§ 71, 10f und 11b EStG (Erlangung von Steuererleichterungen) 


 Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Erhaltung, Pflege und Erschließung von 
Kulturdenkmalen (Denkmalpflegeförderung) 


 Standards in der Bau- und Kunstdenkmalpflege in Sachsen-Anhalt 
 


 Antragsformulare für denkmalrechtliche Genehmigungen (interaktiv und Druckversion) 


 Antragsformular zur Bescheinigungsrichtlinie (Erlangung von Steuererleichterungen) 


 Antragsformular zur Förderung von Kulturdenkmalen, Formulare für Zuwendungsempfänger 


 Angebote in der Denkmalbörse des Landes Sachsen-Anhalt 


 Angebotsformular für die Denkmalbörse 


 Flyer Obere Denkmalschutzbehörde 


 
http://www.lda-lsa.de/fileadmin/bilder/baudenkmalpflege/Hr_Bestand_Dokum.pdf 


 Handreichung zur Bestanduntersuchung und Dokumentation 


(Hrsg. Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt, Halle (Saale) 2010) 


 
https://lda.sachsen-anhalt.de/denkmalinformationssystem/ 
 


 Denkmalinformationssystem des Landes Sachsen-Anhalt 


 


https://www.vdl-denkmalpflege.de/die-vdl.html 


 


 VDI – Vereinigung der Denkmalpfleger 
 
http://www.dnk.de/_uploads/media/135_1964_Charta_von_Venedig.pdf 


 Charta von Venedig (1964) 


 


http://www.dnk.de/_uploads/media/2075_10_DNK-Denkmaeler-Privateigentum-Bd-59.pdf 


 


 Denkmäler in Privateigentum - Hilfe durch Steuererleichterungen  


Reinhild Leins, Gerhard Bruckmeier, Schriftenreihe des Deutschen Nationalkomitees für Denkmalschutz, 
Band 59, Bonn 2012 


 
 
 
 



https://lvwa.sachsen-anhalt.de/das-lvwa/kultur-denkmalschutz/denkmalschutz-unesco-weltkulturerbe/

https://lvwa.sachsen-anhalt.de/das-lvwa/kultur-denkmalschutz/denkmalschutz-unesco-weltkulturerbe/

http://www.lda-lsa.de/fileadmin/bilder/baudenkmalpflege/Hr_Bestand_Dokum.pdf

https://lda.sachsen-anhalt.de/denkmalinformationssystem/

https://www.vdl-denkmalpflege.de/die-vdl.html

http://www.dnk.de/_uploads/media/135_1964_Charta_von_Venedig.pdf

http://www.dnk.de/_uploads/media/2075_10_DNK-Denkmaeler-Privateigentum-Bd-59.pdf
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Die Denkmalbehörden im Land Sachsen-Anhalt 


 
 
Oberste Denkmalbehörde: 
 
 
 
 


Staatskanzlei und Ministerium für Kultur 
des Landes Sachsen-Anhalt 
Turmschanzenstraße 32 


39114 Magdeburg 
 


Obere Denkmalschutzbehörde: Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 
Referat Denkmalschutz, UNESCO Weltkulturerbe 
Hakeborner Straße 1 
39112 Magdeburg 
 


Denkmalfachamt: 
 


Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie 
Sachsen-Anhalt 
Richard- Wagner- Straße 9  
06114 Halle (Saale) 
 


 
Untere Denkmalschutzbehörden: 


Bischöfliches Ordinariat Magdeburg 
Max-Joseph-Metzger-Straße 1 
39104 Magdeburg 


Altmarkkreis Salzwedel 
Karl-Marx-Straße 32 
29410 Hansestadt Salzwedel 


Landkreis Anhalt-Bitterfeld 
Am Flugplatz 1 
06366 Köthen (Anhalt) 


Kulturstiftung Sachsen-Anhalt 
Am Schloss 4 
39279 Leitzkau 


Landkreis Börde 
Gerikestraße 104 
39340 Haldensleben 


Burgenlandkreis 
Schönburger Straße 41 
06618 Naumburg (Saale) 


Kulturstiftung Dessau-Wörlitz 
Schloss Großkühnau 
06846 Dessau 


Landkreis Harz 
Friedrich-Ebert-Straße 42 
38820 Halberstadt 


Landkreis Jerichower Land 
In der Alten Kaserne 4 
39288 Burg 


Stadt Köthen (Anhalt) 
Marktstraße 1-3 
06366 Köthen (Anhalt) 


Landkreis Mansfeld-Südharz 
Rudolf-Breitscheid-Straße 20/22 
06526 Sangerhausen 


Landkreis Saalekreis 
Domplatz 9 
06217 Merseburg 


Stadt Naumburg 
Markt 1 
06618 Naumburg (Saale) 


Salzlandkreis 
Karlsplatz 37 
06406 Bernburg (Saale) 


Landkreis Stendal 
Hospitalstraße 1-2 
39576 Hansestadt Stendal 


Hansestadt Stendal 
Markt 1 
39576 Hansestadt Stendal 


Landkreis Wittenberg 
Breitscheidstraße 3 
06886 Lutherstadt Wittenberg 


Stadt Dessau-Roßlau 
Zerbster Straße 4 
06844 Dessau-Roßlau 


Stadt Weißenfels 
Markt 1 
06667 Weißenfels 


Stadt Halle (Saale) 
Marktplatz 1 
06108 Halle (Saale) 


Landeshauptstadt 
Magdeburg 
Bei der Hauptwache 4-6 
39104 Magdeburg 


Stadt Zeitz 
Altmarkt 1 
06712 Zeitz 


  


  








GVB1. LSA Nr. 19/2018, ausgegeben am 31. B. 2018 


Verordnung 
über Umfang, Inhalt und Form des Antrags auf denkmalrechtliche Genehmigung 


(Denkmalantragsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt — DenkmAVO LSA). 


Vom 27. August 2018. 


Aufgrund des § 15 Abs. 1 Satz 3 in Verbindung mit § 3 
Satz 1 des Denkmalschutzgesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt vom 21. Oktober 1991 (GVBl. LSA S. 368), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Dezem-
ber 2005 (GVB1. LSA S. 769, 801), in Verbindung mit 
Abschnitt  II  Nr. 1 des Beschlusses der Landesregierung 
über den Aufbau der Landesregierung Sachsen-Anhalt 
und die Abgrenzung der Geschäftsbereiche vom 24. Mai/ 
7. Juni 2016 (MBl. LSA S. 369), geändert durch Beschluss 
vom 20. September 2016 (MBl. LSA S. 549), wird verord-
net: 


§1 
Zuständige Behörde 


Anträge auf denkmalrechtliche Genehmigung gemäß 
§ 14 Abs. 1 bis 4 in Verbindung mit § 15 Abs. 1 Satz 1 und 2 
des Denkmalschutzgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt 
sind grundsätzlich an die zuständige untere Denkmal-
schutzbehörde zu richten. Anträge zur Genehmigung von 
Denkmalzerstörungen sind gemäß § 14 Abs. 10 des Denk-
malschutzgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt an die obere 
Denkmalschutzbehörde zu richten. 


§2 
Antragsunterlagen 


(1) Die Genehmigung nach § 14 Abs. 1 bis 4 und 10 
und § 15 Abs. 1 des Denkmalschutzgesetzes des Landes 
Sachsen-Anhalt ist unter Verwendung von amtlichen For-
mularen schriftlich zu beantragen. Die amtlichen Formu-
lare sind beim Landesverwaltungsamt im Internet abruf-
bar. 


(2) Die Vorlage vollständiger, prüfbarer Antragsunter-
lagen ist Voraussetzung für die Durchführung des Geneh-
migungsverfahrens und den Beginn der Bearbeitungsfrist 
des § 14 Abs. 11 des Denkmalschutzgesetzes des Landes 
Sachsen-Anhalt. Gemäß § 15 Abs. 2 des Denkmalschutz-
gesetzes des Landes S achsen-Anhalt sind die Antragsteller 
dafür verantwortlich, dass die von ihnen beantragte Maß-
nahme dem Denkmalrecht entspricht. 


(3) Neben der Unterschrift des Antragstellers sind soweit 
zutreffend auch jene von Miteigentümern des Kulturdenk-
mals sowie des Entwurfsverfassers der geplanten Baumaß-
nähme zu leisten. 
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(4) Die zuständige Behörde kann die Vorlage weiterer 
Unterlagen verlangen. 


§3 
Qualifizierte Denkmalbereiche 


(1) Gemäß § 1 in Verbindung mit § 14 Abs. 4 des Denk-
malschutzgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt kann das 
Denkmalfachamt im Benehmen mit der zuständigen unte-
ren Denkmalschutzbehörde Denkmalbereiche, (§ 2 Abs. 2 
Nr. 2 des Denkmalschutzgesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt) qualifizieren, indem es konstitutive Merkmale 
des Denkmalwerts benennt sowie Bereiche oder bau-
lichen Gegebenheiten innerhalb des Denkmalbereichs 
beschreibt, an denen Baumaßnahmen ohne Beeinträchti-
gung des Denkmalwerts erfolgen können. 


(2) Das Denkmalfachamt veröffentlicht die Gesamtheit 
der qualifizierten Denkmalbereiche. Die Veröffentlichung 
soll die Angaben des Absatzes 1 enthalten sowie eine Karte 
jedes qualifizierten Denkmalbereichs. 


§4 
Vereinfachtes Verfahren 


(1) Abweichend von § 2 kann der Antragsteller um eine 
denkmalrechtliche Genehmigung im vereinfachten Ver-
fahren nachsuchen, sofern die Baumaßnahme innerhalb 
eines qualifizierten und veröffentlichten Denkmalbereichs 
nach § 3 erfolgen und die Maßnahme nicht an einem 
eingetragenen Baudenkmal durchgeführt soll sowie eine 
Beeinträchtigung des Denkmalwerts ausgeschlossen wer-
den kann. Die Genehmigung ist schriftlich zu beantragen. 
Die beabsichtigte Baumaßnahme ist imAntrag zu erläutern 
sowie derAusschluss einer Beeinträchtigung des Denkmal-
werts anhand der konstitutiven Merkmale des Denkmal-
bereichs zu begründen. 


(2) Die Prüfung des Antrags im vereinfachten Verfahren 
erstreckt sich allein auf die Möglichkeit einer Beeinträch-
tigung des Denkmalbereichs. Der Antrag ist abzulehnen, 
wenn die konstitutiven Merkmale des Denkmalbereichs 
durch die Maßnahme tangiert sind oder aus anderen Grün-
den eine Beeinträchtigung des Denkmalwerts nicht auszu-
schließen ist. Ein ablehnender Bescheid im vereinfachten 
Verfahren stellt keine abschließende Sachentscheidung 
der zuständigen Behörde dar, dem Antragsteller steht dazu 
das Verfahren nach § 2 offen. 
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§5 
Sprachliche Gleichstellung 


Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Ver-
ordnung gelten jeweils in weiblicher. und männlicher Form. 


§6 
Inkrafttreten 


Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 


Magdeburg, den 27. August 2018. 


Der Chef der Staatskanzlei 
des Landes Sachsen-Anhalt 


Robra 


Staats- und Kulturmister 


Herausgegeben vom Ministerium für Justiz und Gleichstellung des Landes Sachsen-Anhalt. 
Verlag, Gesamtherstellung und Vertrieb: Freyburger Buchdruckwerkstätte GmbH, Am Gewerbepark 15, 06632 Freyburg (Unstrut), 
Telefon: (03 44 64) 30 40; Telefax: (03 44 64) 2 80 67; E-Mail: verlag@fbl.de.  
Erscheint nach Bedarf; laufender Bezug durch die Post; Einzelexemplare durch den Verlag. 
Bezugspreise: 
a) Abonneinent 71,58 € jährlich einschließlich Mehrwertsteuer und Versandkosten im Inland; Kündigung nur zum Ende des Kalenderjahres spätestens 


drei Monate vor Jahresende; 
b) Einzelnummer je angefangene 8 Seiten 1,02 € einschließlich Mehrwertsteuer, jedoch zuzüglich Versandkosten. 
Internet: http://www.landesrecht-sachsen-anhalt.info  
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 Magdeburg, den 29.11.2007 
 
 
 


Standards der Bau- und Kunstdenkmalpflege  
in Sachsen-Anhalt1 


 
 


 
Denkmalpflege ist ein erstrangiges Ziel der Kulturpolitik und zugleich 
Gegenstand öffentlicher Verantwortung. Denkmale geben Auskunft 
über unsere Geschichte und bieten Anlass zu historischer Reflexion, 
zur Erinnerung und zum Gedenken, aber auch zur Entwicklung von 
Vorstellungen über die Zukunft. 
 
Das kulturelle, künstlerische, wissenschaftliche und technische Erbe 
früherer Generationen verlangt uns Achtung und Respekt ab. Es gibt 
Auskunft über das Streben und die Ansprüche unserer Vorfahren. 
Historische Vergewisserung darüber ist eine wesentliche Quelle für 
Gegenwartskonzepte und Zukunftsstrategien. Zugleich stiften 
Denkmale kulturelle Identität und stärken die regionale Bindung der 
Menschen. Die Bewahrung, Pflege und Öffnung von Denkmalen 
bilden einen wesentlichen Aspekt der Lebensqualität in der 
modernen Gesellschaft. Zugleich erfüllt die Denkmalpflege eine 
wichtige Aufgabe der kulturellen Bildung der jungen Generation.  
 
Für den Erhalt der Bau- und Kunstdenkmale in Sachsen-Anhalt ist 
zwischen 1990 und heute viel erreicht worden. Dies wurde aufgrund 
unzähliger privater und öffentlicher Investitionen sowie durch den 
Einsatz erheblicher Fördermittel möglich. Dahinter stand und steht 
aber auch der Wille vieler Bürger, Investoren, Verwaltungsmitarbeiter 
und Politiker zum Erhalt des kulturellen Erbes. In der Mehrzahl der 
Städte, stellenweise auch im ländlichen Raum, haben bis heute in 
der Politik und bei den planenden Akteuren die Bewahrung des 
Denkmalbestandes und die Ortsbildpflege einen hohen Stellenwert.   
 
Der große Instandsetzungs-, Neunutzungs- und 
Restaurierungsschub des Denkmalbestandes ist von den 
Denkmalbehörden gut bewältigt worden. Denkmalschutz- und -
fachbehörden haben mit großem Einsatz und mit guten 
denkmalfachlichen Ergebnissen beim Bauen am Denkmal beraten 
und an der nachhaltigen Sicherung des Denkmalbestandes im Land 
Sachsen-Anhalt mitgearbeitet. Positiv zu bewerten ist diese Leistung 
auch in Anbetracht der Tatsache, dass 1990 die staatliche und die 
kommunale Infrastruktur für Denkmalschutz und -pflege weitgehend 
neu organisiert werden musste.  


                                            
1 in: Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt, Standards in der Bau- 
und Kunstdenkmalpflege in Sachsen-Anhalt, hg. Landesamt für Denkmalpflege 
und Archäologie Sachsen-Anhalt, Halle (Saale) 2008,  S. 30ff. 
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Zwei Entwicklungen erfordern aktuell und in den nächsten Jahren 
eine Anpassung der Leitbilder und eine Überprüfung der 
Ausweisungs-, Auflagen- und Genehmigungspraxis: 
 


1. Seit den Aufbruchjahren zwischen 1990 und 2000 haben sich 
viele Parameter im Land geändert, vor allem in Bezug auf die 
demographische Perspektive. Schrumpfung und Überalterung 
der Gesellschaft wirken sich schon jetzt, erst Recht aber in der 
Zukunft, erheblich auf den Umgang mit den Denkmalen aus. 
Leerstand und Verfall prägen einen – regional unterschiedlich 
großen – Anteil der ausgewiesenen Baudenkmale bzw. 
Denkmalbereiche.  


 
2. In den nächsten Jahren werden das Neu- oder Umnutzen und 


Instandsetzen von Baudenkmalen schwieriger sein als in den 
ersten Jahren nach der Wiedervereinigung. Dies liegt nicht nur 
am fehlenden Nutzungsbedarf, sondern auch am Rückgang 
von Investitionen und Fördermitteln. Hinzu kommt der 
fortschreitende Verfall bei den noch nicht instand gesetzten 
Baudenkmalen, die vielfach an oder jenseits der Grenze der 
Erhaltungsfähigkeit sind. Vor diesem Hintergrund sind 
wirtschaftliche Zumutbarkeitsgesichtspunkte von zunehmender 
Bedeutung in der Denkmalpflege. 


 
Seitens des Gesetzgebers ist bereits auf die geänderten 
Rahmenbedingungen reagiert worden. Dies bedeutet eine 
Veränderung in der Beratungs- und Abwägungspraxis in der 
Denkmalpflege. Die Einführung der Benehmensregelung bedeutet für 
die Gebietskörperschaften eine wachsende Eigenverantwortung für 
Denkmalschutzbelange. Dies führt zu einer landesweiten 
Differenzierung der Auflagenpraxis. Daher wird eine Formulierung 
gemeinsamer denkmalfachlicher Handlungsstandards notwendig.  
 
So werden Prioritätensetzungen im Denkmalbestand und 
Differenzierungen beim Umgang mit Denkmalen notwendig. 
Vorrangiges Ziel muss sein, möglichst viele Denkmale in Nutzung zu 
belassen oder zu bringen und damit in ihrer substantiellen Existenz 
zu sichern. Folgerichtig müssen die bisher vertretenen 
denkmalfachlichen Standards daraufhin überprüft werden, ob sie 
diesem Ziel wirklich dienen – dies betrifft insbesondere Auflagen zur 
Gestaltung. Abschreckungseffekte durch vermeintlich hohe 
Denkmalschutzauflagen sollen nicht entstehen. Daher beziehen sich 
die im Folgenden formulierten Selbstverpflichtungen vor allem auf 
diejenigen Punkte, die in der Vergangenheit wiederholt zu Kritik 
geführt haben.  
 
 
Die Kenntnisse, Fähigkeiten, die Zeit und die Kraft der 
Denkmalbehörden sollen sich konzentrieren auf 
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 die Qualifizierung der Denkmalbegründungen und des Wissens 


über Denkmale,  
 die intensive Beratung bei Instandsetzung und Pflege der 


herausragenden Denkmale,  
 die aktive Mitarbeit in der Prophylaxe, insbesondere im Bereich 


der städtebaulichen Denkmalpflege, bei der Entwicklung von 
planerischen Erhaltungs- und Gestaltungsinstrumenten, 


 Überzeugungsarbeit und Beratung bei planenden Behörden und 
der Kommunalpolitik, 


 Überzeugungsarbeit und Beratung der Denkmaleigentümer und 
 den Auftrag zur Öffentlichkeitsarbeit.  
 
Ziel dieses aufklärenden, werbenden und vorbeugenden Handelns 
der Denkmalbehörden soll sein, dass sie von Eigentümern und 
planenden Akteuren als mitverantwortliche Partner und Berater 
angesehen werden. Die Umsetzung dessen kann nur in einem 
kooperativen und kommunikativen Prozess aller an der 
Denkmalpflege beteiligten Akteure gelingen.  
 
Entscheidend für den Erfolg bei der Umsetzung der als 
Selbstverpflichtung anzusehenden Standards ist zum einen die 
kontinuierliche, Fortbildung aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von 
Denkmalbehörden. Entscheidend für den Erfolg ist außerdem das 
eigenständige kontinuierliche Messen der fachlichen Entscheidungen 
und der Abwägungen in den Genehmigungsverfahren an diesen 
Leitsätzen. Die denkmalfachlichen Standards ergänzen die reguläre 
Fachaufsicht  
 
Nur dieser Entwicklungsprozess wird der Denkmalpflege den Rang 
und die Wirkungsmöglichkeit sichern, die ihr als wichtiges 
öffentliches Anliegen in der Gesellschaft gebührt.  
 
 
 
I. Allgemeine Grundsätze  
 
Artikel 1 – Fachliche Grundsätze  
 
Die fachlichen Entscheidungen beruhen auf der differenzierten 
Anwendung der Grundsätze international gültiger Vereinbarungen, 
insbesondere der Charta von Venedig und ihrer Folgedokumente, 
die auch Grundlage der Denkmalschutzgesetze aller Bundesländer 
sind, sowie der UNESCO Welterbekonvention. 
 
Das bedeutet unter anderem, dass das Denkmal in seiner Substanz 
und mit seinen Veränderungsspuren als geschichtliches Zeugnis 
gewertet und behandelt wird. Dies schließt die differenzierte 
Anwendung von Grundsätzen wie die der Denkmalgerechtigkeit von 
Nutzungen, der Minimierung und Reversibilität des Eingriffes, der 
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Bewahrung des Alterswertes, der Ablesbarkeit von Reparaturen und 
Ergänzungen, der Dokumentation des Vorzustandes und der 
Maßnahmen, des Umgebungsschutzes und weiterer 
allgemeingültiger Denkmalpflegegrundsätze ein.  
 
Artikel 2 – Denkmallisten  
 
Die Denkmallisten werden auf der Grundlage des aktuellen 
Kenntnisstandes präzisiert.  
 
In der Denkmalerfassung seit den frühen 1990er Jahren sind in 
Sachsen-Anhalt Denkmallisten entstanden, die der 
denkmalkundlichen Überprüfung und Präzisierung bedürfen. 
Insbesondere trifft dies auf die Ausweisung von Denkmalbereichen 
zu. Die Überprüfungen und Präzisierungen erfolgen sowohl fallweise 
im Rahmen der Genehmigungsverfahren als auch systematisch nach 
landeseinheitlichen Kriterien. Dabei werden Ausweisungen, die sich 
nach aktuellem Sachstand als nicht mehr tragfähig herausstellen, 
unter Einbeziehung der beteiligten Kommunen und Eigentümer 
rückgängig gemacht. Nachteile sollen Eigentümern nicht entstehen. 
Die Praxis, zerstörte oder inzwischen erheblich beeinträchtigte 
Denkmale aus der Liste zu streichen, wird weitergeführt. Ggf. werden 
aber auch punktuelle Nachträge von Denkmalen notwendig. 
 
Artikel 3 – Denkmalbegründungen  
 
Die Begründungen für die Denkmalmalausweisungen werden 
kontinuierlich präzisiert – sowohl sukzessive in den 
Denkmallisten als auch fallweise in den Stellungnahmen des 
Fachamtes anlässlich geplanter Maßnahmen an Baudenkmalen. 
Dieses setzt regional- und ortspezifische Prioritätensetzungen 
(nicht Kategorisierungen oder Klassifizierungen) voraus.  
 
 
Denkmalbegründungen sind mehr als Beschreibungen. Sie sollen die 
denkmalkonstituierenden Elemente, den Schutzumfang und den sich 
daraus ergebenden Zeugniswert nachvollziehbar machen. 
Insbesondere gilt dies für Denkmalbereiche. Nur anhand der 
Denkmalbegründungen lassen sich Auflagen für den praktischen 
Umgang mit dem Denkmal oder Denkmalbereich überhaupt 
erarbeiten und erteilen.  
 
Artikel 4 – Die Bedeutung von Befunden 
 
Befunde müssen nicht zwingend in Gestaltungsvorgaben 
umgewandelt werden.  
 
Befunde sind eine wichtige Hilfe bei der gemeinsamen Suche nach 
Gestaltungsgrundlagen am Denkmal. Sie sind aber nicht in jedem 
Fall zwingend umzusetzen, besonders dann nicht, wenn sie 
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ansonsten denkmalverträglichen Gestaltungsabsichten eines 
privaten Eigentümers oder seinen wirtschaftlichen Möglichkeiten 
entgegenstehen. 
 
Artikel 5  – Positive Wertung von Aktivitäten am Denkmal 
 
Denkmaleigentümer sind die originären Denkmalpfleger, da sie 
in den meisten Fällen für den Fortbestand des Denkmales 
sorgen. Daher werden auch die mit der (Neu-)Nutzung, 
Instandsetzung und Erhaltung einhergehenden Veränderungen 
grundsätzlich positiv gewertet und nur soweit durch Auflagen 
gesteuert, wie es für die Bewahrung der festgelegten 
denkmalkonstituierenden Eigenschaften nötig ist. Denkmale 
stehen auch ihrerseits im Fortgang der Geschichte und dürfen 
behutsam verändert werden, soweit ihre historische 
Authentizität gewahrt bleibt. 
 
Die für den Denkmalschutz unabdingbaren Erlaubnisvorbehalte dürfen 
nicht solche Abschreckungseffekte erzielen, dass das Schutzinstrument 
selbst zum Katalysator für Leerstand und Verfall wird. Bei der 
Bilanzierung von Substanzverlusten und Veränderungen des 
Erscheinungsbildes am Denkmal muss insbesondere vor dem 
Hintergrund der demographischen und wirtschaftlichen Situation im 
Land positiv gewichtet werden, dass sich Denkmaleigentümer 
überhaupt für den Denkmalerhalt engagieren.  
 
II. Inhaltliche Orientierung für die Arbeit der 
Denkmalbehörden 
 
Artikel 6 – Wertschätzende Kommunikation und 
Überzeugungsarbeit  
 
Der Erfolg von Denkmalpflege und Denkmalschutz beruht zu 
einem überwiegenden Teil auf vertrauensbildender, aktiver 
Kommunikation nicht nur zwischen Denkmalbehörden und 
Eigentümern, sondern auch zwischen Denkmalbehörden und 
Planenden in Kommunal- und Landesbehörden sowie der 
Kommunal- und Landespolitik.  
 
Geregelte, präzise Verwaltungsvorgänge und 
Genehmigungsverfahren sind unumgänglich. Doch ist es darüber 
hinaus notwendig, dass Behördenmitarbeiter positiv und 
wertschätzend mit den Partnern kommunizieren sowie 
Überzeugungsarbeit leisten – auch jenseits der obligatorischen 
Genehmigungsvorgänge. Behördenschreiben müssen verständlich 
und in sprachlich angemessener Form formuliert werden.  
 
Artikel 7 – Begründung denkmalfachlicher Auflagen in 
Genehmigungsverfahren 
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Auflagen für den praktischen Umgang mit dem Denkmal werden 
für die Eigentümer nachvollziehbar begründet. Sie können auch 
aus einem Beratungsgespräch gemeinsam entwickelt werden.  
 
Im Rahmen der Genehmigungsverfahren werden den Eigentümern 
die denkmalfachlich notwendigen Auflagen erläutert und begründet. 
Diejenigen fachlichen Anregungen – zum Beispiel zu 
Gestaltungsaspekten des Denkmals –, die nicht als Auflage erteilt 
werden, sollten als Hinweise der denkmalrechtlichen Genehmigung 
hinzugefügt werden.   
 
Artikel 8 – Gestaltungsauflagen  
 
Gestaltungsvorschläge für das Denkmal (z. B. zur Ausprägung 
der Dachhaut, zur Außenfarbigkeit oder Fenstergestaltung) 
werden nur dann als Auflage formuliert, wenn sie aus den 
denkmalkonstituierende Eigenschaften des Einzeldenkmals oder 
Denkmalbereiches herzuleiten sind oder wenn ggf. öffentliche 
Fördermittel den denkmalbedingten Mehraufwand ausgleichen. 
Dies gilt vor allem für Objekte in Denkmalbereichen.  
 
Denkmalpflege soll auch die Ortsbildpflege unterstützen. Sie kann 
aber nicht fehlende Festlegungen der Gebietskörperschaften zur 
Ortsbildpflege (Satzungen, Gestaltungshandbücher, 
Denkmalpflegepläne etc.) ersetzen. Insbesondere bei Bauten in 
Denkmalbereichen, die vorrangig wegen ihrer städtebaulichen 
Bedeutung unter Schutz gestellt wurden, können daher Auflagen nur 
zur Bewahrung des Bestandes und der schutzwürdigen 
städtebaulichen Merkmale erteilt werden. Gestaltungsempfehlungen 
sollten aber weiterhin gegeben werden, um die Bemühungen der 
Kommune zur Ortsbildpflege zu unterstützen.  
 
Artikel 9 – Zumutbarkeit von Auflagen 
 
Bei fehlenden Fördermitteln und wirtschaftlicher Unzumutbarkeit 
kann ein gestalterisch empfehlenswertes und vollständiges 
Instandsetzungsniveau nicht verlangt werden. In solchen Fällen ist 
allerdings darauf zu achten, dass zumindest die konstituierende 
Substanz des Denkmals im Rahmen des Zumutbaren gesichert 
wird.  
 
Insbesondere bei Wohnbauten im Besitz von Privatpersonen tritt 
zuweilen der Fall ein, dass eine denkmalgerechte Gestaltung des 
Außenbaus nicht geleistet werden kann. Die grundsätzliche 
Erhaltung des schutzwürdigen Objektes bleibt in solchen Fällen Ziel 
der Denkmalpflege; die denkmalgerechte Gestaltung sollte ggf. auf 
einen späteren Ze